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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und FDP wird

auf die Folgen des demografischen Wandels für den öf fent -
lichen Dienst verwiesen und die Nachwuchskräfte gewin -
nung als wichtige Aufgabe in der kommenden Legislatur -
periode betont. Die Gewerkschaften haben dieses Thema
schon frühzeitig als ernstzunehmende Herausforderung
erkannt. Daher hat der Deutsche Gewerkschaftsbund den
Generationswechsel im öffentlichen Dienst in den Mittel -
punkt des Schöneberger Forums 2009 gerückt. Die positi ve
Resonanz der fast 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
zeigt, dass das Schöneberger Forum wieder einmal den
Nerv der Zeit getroffen hat. Näheres zum diesjährigen
Forum finden Sie auf den Seiten 4 bis 6.

Alle Jahre wieder kommt die Weihnachtszeit – und da -
mit hoffentlich auch etwas Gemütlichkeit in die Amts stu -
ben. In den Adventstagen werden Kekse und Gebäck be -
sonders gerne gereicht. Sie sollen die sonst eher trocke-
nen Dienstbesprechungen auflockern helfen. Wir haben
über einige interessante Beobachtungen zur Gebäck-Kul tur
in deutschen Behörden mit dem Staatsrat für Finanzen in
Bremen, Henning Lühr, gesprochen. Mit dem Interview
auf Seite 16 über eine eher unbekannte Seite der deutschen
Verwaltungen möchten wir Sie auf die bevorstehen den
Fest tage einstimmen.

Die Redaktion des „Magazins für Beamtinnen und Be -
amte“ dankt allen Leserinnen und Lesern. Wir wünschen
Ihnen eine besinnliche Weihnachtszeit und einen guten
Start ins Jahr 2010. 

Matthias Schlenzka
Referatsleiter für allgemeines Beamtenrecht
beim DGB Bundesvorstand

TITEL
Chancen des Alters
Schöneberger Forum über Anforderungen an  
zu künftige Generationen im öffentlichen Dienst || 4 |

GASTBEITRAG
Spannende Diskussionsplattform || 6 |

MELDUNGEN
Bund: In die dienstliche Fortbildung investieren || 7 |
Post/Postbank/Telekom: Beschäftigungsinitiative: 
Es geht voran || 8 |

AUS DEN LÄNDERN
Rheinland-Pfalz: Eckpunktepapier zum neuen
Dienstrecht || 9 |
Hessen: Lehrer streiken für Altersteilzeit || 11 |
Schleswig-Holstein: Landesregierung streicht 
Stellen || 12 |

PORTRÄT
Gartenbau-Ingenieurin im Porträt || 13 |

SERVICE
Mitbestimmung spezial, Teil I || 14 |

INTERVIEW
„In deutschen Amtsstuben gibt es keine guten Kekse“
Staatsrat Henning Lühr über die Gebäck-Kultur 
in deutschen Verwaltungen || 16 |

AUS DEN GEWERKSCHAFTEN
Keine Privatisierung der Bahnaufsicht || 17 |

VERMISCHTES
Versorgungszugänge von Lehrerinnen und 
Lehrern 1993 und 2008 || 18 |



Die längere Lebensarbeitszeit bestimmt die
Debatte über Anforderungen an zukünftige
Generationen im öffentlichen Dienst – auch
beim Schöneberger Forum des DGB. Vor ran -

gig müsse jedoch die Frage geklärt werden, wie
Beschäftigte gesund das Pensionsalter erreichen
und damit sich und dem Nachwuchs Chancen si -
chern. Diesen Standpunkt vertraten sowohl Ge -
werk schafter/innen als auch Wissenschaft er/in nen
und Politiker/innen in der Diskussion über „Ge ne -
rationswechsel im öffentlichen Dienst. Nach wuchs
gewinnen, Gesundheit fördern, Altersversorgung
sichern“ am 17. und 18. November in Berlin.

Eine wachsende Zahl älterer Beschäftigter muss sich
auf neue Aufgaben einstellen. So stellt sich für Dr. Hans
Bernhard Beus, Staatssekretär im Bundes innenminis teri -
um, der demografische Wandel im öffentlichen Dienst dar.
Mehr als die Hälfte der Beschäftigten im Bund ist heute
älter als 45 Jahre, ein erheblicher Teil wird in den kom -
men den Jahren altersbedingt aus dem Dienst ausschei-
den. Die heutigen Mitarbei ter/ innen werden aufgrund der
langfristigen Beschäfti gungs verhältnisse in zehn Jahren
größtenteils dieselben sein – die Aufgaben und Anforde -
rungen nicht. Daher müsse lang fristig geplant werden,

was dann ihre Tätigkeit sein könnte, sagte Beus. Bei -
spiels weise würden weniger Erzie her/ innen gebraucht,
aber mehr Altenpfleger/innen, da die Men schen immer
älter würden, aber weniger Kinder zur Welt kämen. „Wir
werden uns sicher intensiver um die Mit arbeiter küm-
mern müssen, die heute schon bei uns sind", meinte Beus.
Dabei müssten Fort- und Weiter bil dung, alternsgerechte
Arbeitsplätze und Gesundheits för derung mehr Bedeu tung
erhalten.

Generationswechsel als Chance:  
Den öffentlichen Dienst verjüngen

Nils Kammradt vom DGB-Bundesvorstand konterte:
„Wir haben einen nicht zufriedenstellenden Gesund heits -
stand.“ Der Leiter des Bereichs Öffentlicher Dienst und

Beamte widersprach Beus auch in der Einschätzung, dass
weniger Schulen und Kindergärten gebraucht würden. Eine
bessere Ausstattung mit Kindergärten und bessere Bil -
dung hänge nicht von der Zahl der Kinder ab. „Es ist eine
Frage dessen, was wir uns leisten wollen.“ Beides – mehr
Einrichtungen für Jung und Alt – sei möglich und nötig.

Der DGB-Bundesbeamtensekretär warb dafür, die al -
tersbedingten Abgänge in der öffentlichen Verwaltung als
Chance zu begreifen: Als Chance, den öffentlichen Dienst
zu verjüngen und attraktive Arbeitsbedingungen für den
Nachwuchs zu schaffen. Die hohe Zahl älterer Beschäf tig -
ter ist Kammradt zufolge keine natürliche Entwicklung,
son dern Folge von Stellenabbau. Er kritisierte, der demo-
grafische Wandel werde immer dann betont, wenn Kür -
zun gen geplant seien.

Den Ruhestandseintritt flexibel gestalten –
aber wie?

Wie Kammradt, lenkte auch der FDP-Innenpolitiker Dr.
Stefan Ruppert den Blick auf die Chancen der alternden
Gesellschaft. Dazu zählte er etwa die im Koalitionsvertrag
von CDU und FDP erwähnte „flexiblere Gestaltung des
Ein tritts in den Ruhestand“. Das bedeute: Ausscheiden ab
60 Jahren mit Abschlägen, aber auch die Möglichkeit, mit
begleitender Gesundheitsprüfung über das 67. Lebens jahr
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Chancen des Alters
Schöneberger Forum über Anforderungen an zukünftige
Generationen im öffentlichen Dienst

Diskussion am Rande der Fachforen. Anton Lieven, Abteilungsleiter Öffent-
licher Dienst im Bundesministerium des Innern im Gespräch mit dem Vor -
sit zenden des ver.di-Bundesbeamtenausschusses Uwe Januszewski und
GdP-Bundesvorstands mitglied Jörg Radek. Foto: Simone M. Neumann
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hinaus zu arbeiten. Ruppert erklärte allerdings, es werde
keine Alleingänge im Beamtenrecht geben, die auf die
ge setzliche Rente übertragen würden.

Für Petra Pau, Bundestagsabgeordnete der Linken, gibt
es keinen Zusammenhang zwischen längerer Lebens dau er
und längerer Arbeitszeit. Die Grünen sind grundsätzlich für
eine Arbeitszeit bis 67 Jahre. „Aber es muss auch Arbeit
geben“, schränkte der Bundestagsabgeordnete Wolf gang
Wieland ein. Ausnahmen forderte er für körperlich hart ar -
beitende und psychisch beeinträchtigte Menschen. Für den
SPD-Innenpolitiker Siegmund Ehrmann ist entscheidend,
dass die Menschen die Aufgaben bis ins Alter erfüllen kön -
nen. Ehrmann will über Altersteilzeit weiterdiskutieren.

Verkehrter Schritt zum falschen Zeitpunkt
Der DGB hält den Ausstieg aus der staatlich geförder-

ten Möglichkeit, die Arbeitszeit im Alter zu reduzieren, für
falsch. Kammradt betonte, bei der Diskussion über Über-
gänge in den Ruhestand soll es keine „Privilegien rege lung“

geben. Es dürfe nicht so sein, „dass der, der es sich leisten
kann, mit 60 in Ruhestand geht und der, der das Geld nicht
zusammen hat, erst mit 67 oder später“. Generell stellte er
fest: „Wenn wir es nicht schaffen, dass Ältere länger im
Arbeitsleben bleiben, ist die längere Arbeitszeit ein ver-
kehrter Schritt zum falschen Zeitpunkt.“ 

erfahren. sicher. günstig.

Lebensversicherungsverein a. G.

Kennen Sie Ihre Versorgungslücke beim Eintritt in den Ruhestand ?  
Damit Sie ausreichend vorsorgen können, sollten Sie wissen, wie hoch Ihre Ansprüche sein 
werden. Wir berechnen Ihnen kostenlos und unverbindlich Ihre Pensionsan sprüche und 
erstellen Ihren persönlichen Vorsorgeplan. 

Rufen Sie uns an !

Bestimmen Sie Ihre Pension selbst !
Debeka-Hauptverwaltung

Ferd.-Sauerbruch-Str. 18

56058 Koblenz

Telefon (02 61) 4 98-0

www.debeka.de

Den Nerv der Zeit getroffen: Das Thema des Forums stieß auf breites Interesse.
Foto: Simone M. Neumann
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Das 12. Schöneberger Forum des DGB in Berlin bot rund
500 Teilnehmer/innen aus den unterschiedlichsten Ver -
wal tungen und der Politik eine spannende und interes-
sante Diskussionsplattform.

Aufgrund verlängerter Lebens- und Wochen arbeits zei -
ten und durch zunehmende Arbeits verdich tung wird das
Thema „Wie erreiche ich gesund den Ruhestand?“ im mer
bedeutender. Beim Forum I „Fit in den Ruhestand – für al -
terns- und al tersgerechte Arbeitsbedingungen“ ha ben die
Referenten Jungvogel von der IG BCE, Richen hagen vom
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia les in Nord -
rhein-West fa len und Wegner von der Unfall kasse des Bun -
des interessante Alternativen aufgezeigt. Die an schlie ßen de
Diskus sion hat gezeigt: Der Hand lungs bedarf in den Dienst -
stellen und Betrieben ist groß. Ein ganzheitliches Gesund -
heitsmanagement erfordert mehr als einen Be  such im Klet -
tergarten. Beschäftigungs bedin gungen, Mo   ti  vation, Kom -
petenz und Gesundheit sind eng miteinander verflochten.
Man konnte positive Anregun gen und Impulse mit nach
Hause nehmen.

In Forum IV haben wir uns mit dem Frage befasst, wie
die Versorgung der Beamtinnen und Beamten zukunftssi-
cher gemacht werden kann? Frau Professor Färber von
der Deutschen Hochschule für Verwaltungs wissenschaf ten
in Speyer hat die Problematik an schaulich dargestellt.

Fra  gen wie: Probleme
der Beamtenversor gung,
Wei terent wick lung der
hergebrachten Grund -
sätze des Berufsbeam -
ten   tums, Reformansätze
zur Sanierung der Be -
am ten ver sor gung sowie
politische Zukunfts per -

spektiven für eine nachhaltige Reform wurden beleuchtet
und engagiert diskutiert.

Im Auftaktplenum zu Beginn des Forums und beim Po -
li tikgespräch am Ende kam es zum sachlichen, teilweise
aber auch emotional geladenen Dialog mit Vertreterinnen
und Vertretern der Politik. Das Thema Daseinsvorsorge
spielte dabei eine zentrale Rolle. Wie viel Staat wollen
wir, wie viel Staat brauchen wir in einer älter werdenden
Gesellschaft?

Auf dem „Berliner Abend“ haben die „Early Birds“ aus
Nürnberg mit Musik aus den 60er und 70er Jahren viele
auf die Tanzfläche gelockt. Damit haben wir sicherlich
einen guten Bei trag zu unserer Gesunderhaltung geleis -
tet. In diesem Sinne freue ich mich schon heute auf das
13. Schöneberger Forum mit spannenden Diskussionen
und einem „bewegten“ Berliner Abend. 

Anita Rau, Mitglied des ver.di-Bundesbeamtenausschusses, zum Schöneberger Forum 2009

Spannende Diskussionsplattform

GASTBEITRAG

Gute Planung zahlt sich aus.
Mit staatlicher Förderung für das Alter vorsorgen.
Riester-Rente mit Sondertarif für Gewerkschaftsmitglieder

Die Vorteile sind
• hohe garantierte Rente • günstige Sondertarife
• hohe staatliche Förderung • gute Beratung

Rentenversicherung „Klassik“ oder „Chance“ Fondssparen „UniProfiRente“
Debeka (Konsortialführer) DEVK BBBank
Tel.: 0180-5006590-10 Tel.: 0180-5006590-40 Tel.: 0180-5006590-70
BHW HUK-COBURG
Tel.: 0180-5006590-20 Tel.: 0180-5006590-50
DBV-Winterthur NÜRNBERGER
Tel.: 0180-5006590-30 Tel.: 0180-5006590-60

www.das-rentenplus.de
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MELDUNGEN

In die dienstliche
Fortbildung investieren 

Gute Qualität in der dienstlichen Fort -
bildung ist nach Auffassung des DGB
nicht zum Nulltarif zu haben. „Der öf -
fentliche Dienst muss mehr in die Fort-
und Weiterbildung seiner Beschäftigten
investieren“, forderte die stellvertreten-
de DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock auf

einem von der Bundesakademie für öf -
fentliche Verwaltung initiierten Fach kon -
gress „Qualität in der dienstlichen Fort -
bildung“ Anfang Dezember in Berlin.
Lern prozesse fänden auch heute in weit
überwiegendem Maße zwischen Men -
schen statt. Deshalb müssten die Bedin -
gungen für Lernende und Lehrende opti-
mal gestaltet werden. Fortbildungs an ge -
bote dürften nicht nur den dienstlichen
Bedarf widerspiegeln, sondern müssten
auch den Interessen und Vorstellungen
der Beschäftigten gerecht werden. „Die
Bereitschaft der Beschäftigten, sich wei-
terzuqualifizieren, ist groß“, verwies
Sehrbrock auf die Ergebnisse mehrerer
Studien, sie dürfe nicht im Keim erstickt
werden, weil passgenaue Angebote fehl -
 ten oder die dienstlichen Belange keinen
Spielraum ließen, diese Angebote auch
in Anspruch zu nehmen.

Ein koordiniertes Vorgehen der zahl-
reichen Fortbildungseinrichtungen des
Bun des würde überdies für Transparenz
sorgen und den Beschäftigten und Dienst -

stellen den Überblick erleichtern. Das sei
auch ein erklärtes Ziel des Len kungs aus -
schusses Bildungscontrolling, der im ver -
gangenen Jahr Empfehlungen für ein ver -
bes sertes Fortbildungsmanagement auf
Bundesebene ausgesprochen habe. Der
DGB unterstütze die im Abschlussbericht
des Ausschusses genannten Ziele und
Empfehlungen. Jetzt müsse es darum
gehen, diese Empfehlungen auch umzu-
setzen. Der DGB werde im Rahmen des 

Konsultationskreises gemäß Moder ni -
sie rungs- und Fortbildungsvereinbarung
vom Oktober 2007 die Fortschritte bei der
Umsetzung aufmerksam verfolgen und
nicht zögern, den Fortgang der einzelnen
Schritte immer wieder einzufordern. 

Gemeinsam für die Gesund -
heit der Beschäftigten

Der DGB und seine Mitglieds ge werk -
schaften des öffentlichen Dienstes so wie
der dbb beamtenbund und tarifunion und
seine Mitgliedsgewerkschaften haben
sich mit dem Bundesministerium des In -
nern auf eine „Gemeinsame Initiative zur
Förderung des Gesundheitsmanage ments
in der Bundesverwaltung“ geeinigt. Am
10. Dezember werden Innenstaats sekre -
tär Hans Bernhard Beus, die stellvertre-
tende DGB-Bundesvorsitzende Ingrid
Sehr  brock sowie der stellvertretende
Bun desvorsitzende des dbb beamten-
bund und tarifunion Heinz Ossenkamp
die Vereinbarung unterzeichnen.

Der DGB hatte die Initiative für ein Ge -

sundheitsmanagement auf Bundes ebe ne
seinerzeit ins Leben gerufen. Seit 2007
haben DGB und dbb dann mit dem Bun -
desministerium des Innern über eine Ver -
einbarung zur Förderung des Gesund -
heitsmanagements in der Bundes ver -
wal tung verhandelt. Die Verhandlungen
konnten im November 2009 erfolgreich
abgeschlossen werden. 

Beamte dürfen streiken
Der Europäische Gerichtshof für Men -

schenrechte (EGMR) in Straßburg hat
fest gestellt, dass eine Einschränkung der
Koalitionsrechte allein aufgrund des Be -
amtenstatus gegen Art. 11 der Euro päi -
schen Menschenrechtskonvention ver-
stößt. Das heißt, Art. 11 schützt auch das
Streikrecht der Beamtinnen und Beam -
ten, und zwar immer dann, wenn sie Tä -
tigkeiten ausüben, die auch von Tarif be -
schäftigten wahrgenommen werden –
bei spielsweise verbeamtete Lehrerinnen
und Lehrer. Das Recht auf Kollektiv ver -
hand lungen steht demnach auch Beam -
tin nen und Beamten zu. Damit wider-
spricht der EGMR dem Streikverbot für
Beamtinnen und Beamte, wie es im
Grundgesetz verankert ist. Für die GEW
sind die Urteile des EGMR wegweisend.
Immer mehr Staaten würden das Be am -
tenstreikrecht anerkennen. Die Bundes -
republik bilde mit wenigen anderen Län -
dern wie etwa der Türkei das Schluss -
licht in Europa. Die bisherige Praxis der
Rechtsauslegung zum Beamtenstatus in
Deutschland werde zunehmend frag-
würdiger, findet auch der ver.di-Lan des -
bezirk Niedersachsen-Bremen. Spannend
sei vor diesem Hintergrund der Ausgang
von 757 Disziplinarverfahren, die von der
Bremer Bildungssenatorin gegen Beam -
tinnen und Beamte eingeleitet wurden,
weil sich diese im Februar an den Streiks
zur Durchsetzung der gewerkschaftlichen
Tarif- und Besoldungsforderungen betei-
ligt hatten.

Die zwei Urteile ergingen in Be schwer -
deverfahren gegen die Türkei (Demir und
Baykara/Türkei, 12.11.2008, Nr. 34503/97
und Enerji Yapi-Yol Sen/Türkei, 21.04.
2009, Nr. 68959/01). Der ehemaliger Jus -
titiar des Europäischen Gewerkschafts -
bundes (EGB) Klaus Lörcher kommen-
tiert: „Die Entscheidungen von Straß burg
bedeuten hierzulande, einen ‚menschen-

Bund

Wie geht es weiter mit lebenslangem Lernen, Fortbildung und Führungskräfteentwicklung? Auf dem Podium disku-
tierten Dr. Georg Thiel (BMI), Willi Russ (dbb akademie), Irene Chowdhuri (Verwaltungsakademie Berlin), Ingrid
Sehrbrock (DGB), Prof. Dr. Stefan Kühl (Universität Bielefeld). Carsten Köppl (Behörden-Spiegel) moderierte (v.l.n.r.).

Foto: Friedhelm Windmöller, dbb verlag



MELDUNGEN
rechtlichen Durchbruch‘ zugunsten kol-
lektiver Rechte von Beamten, die man
ihnen seit Jahrzehnten völkerrechtswid-
rig vorenthält. Jetzt müssen diese auf
der zusätzlichen Grundlage der EGMR-
Urteile umgesetzt werden.“

Die GEW fühlt sich durch die Urteile
des EGMR in ihrer Position bestätigt, geht
aber davon aus, dass sich die Regie run -
gen in Deutschland erst beugen werden,
wenn auch für die Bundesrepublik
Deutsch land ein entsprechendes Urteil
ergangen ist. Das könne aber noch Jah -
re dauern. Für die GEW gelte deshalb:
„Ein Beamtenstreik findet statt, wenn
Beamtinnen und Beamte streiken.“ Auch
in der Entgeltrunde 2009 hätten sich viele
Beamtinnen und Beamte an den Streiks
im öffentlichen Dienst beteiligt. „Das war
gut so“, sagt Ilse Schaad, Mitglied des
GEW-Hauptvorstands und Leiterin des
Arbeitsbereichs Angestellten- und Be am -
tenpolitik. „Einkommen und Arbeitsbe -
din gungen der Beschäftigten im öffent-

lichen Dienst können nur verbessert
wer den, wenn alle gemeinsam an einem
Strang ziehen.“ 

Beschäftigungsinitiative: 
Es geht voran

Im Rahmen der Beschäfti gungs initia -
tive von ver.di für die Postnachfolge un ter -
nehmen hat der Bund nun eine Ent schei -
dung getroffen. Das Finanzministerium
eröffnet den Internet- bzw. Intranet-Zu -
gang zu Stellenausschreibungen der Bun -
desverwaltung. ver.di wird nun in Ge sprä -
chen mit den Unternehmen verabreden,
wie mit Ausschreibungen verfahren wer-
den soll. Alle Beamtinnen und Beamten
sollen rechtzeitig über Arbeitsplatz an ge -
bote informiert werden. Über die Ver ga -
be der zu besetzenden Stellen in der Bun -
desverwaltung entscheidet die jeweilige
Behörde nach Leistung, fachlicher Eig -

nung und Befähigung. Da viele Stellen
nur mit der erforderlichen Laufbahn be -
fähigung besetzt werden können, hat
die Telekom ihre Bereitschaft zur Finan -
zierung entsprechender Qualifikations -
maß nahmen erklärt. Umfang und Rah -
men der Qualifizierung werden noch ver -
einbart. Bei erfolgreicher Bewerbung auf
unbefristete Stellen und dem etwaigen
Erwerb der Laufbahnbefähigung scheidet
die Beamtin oder der Beamte aus dem
Postnachfolgeunternehmen aus. Ins be -
son dere jüngeren Beschäftigten sollen
mit den Arbeitsplatzangeboten bei Bun -
desverwaltungen attraktive berufliche
Chancen eröffnet werden. 
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Post/Postbank/Telekom

Foto: Renate Stiebitz
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OnlineService des DBWfür nur 10 Euro

Neben dem RatgeberService und AboService informiert der
DBW die Be schäftigten und ehemaligen Mitarbeiter des öffent -
lichen Dienstes auch im Internet über aktuelle und wichtige
Themen. Mit dem On lineService können Sie sich auf mehr als
20 Websites informieren. Das breite Themen angebot ist aktuell
und übersichtlich gestaltet. 
Wenn Sie sich für den OnlineService anmelden, erhalten Sie
eine Zugangskennung mit der Sie mehr als 800 PDFs auf allen
Web sites des DBW öffnen, lesen und ausdrucken können. Im
Angebot des  OnlineService finden Sie auch einige Ratgeber als
OnlineBuch,  beispielsweise „Nebentätig keits recht für Beamte
und Tarifbe schäftigte“ und „FrauenSache im öffentlichen Dienst“. 

Bestellung
per E-Mail: info@dbw-online.de
per Telefon: 0211 7300335
per Telefax: 0211 7300275
Deutscher Beamtenwirtschaftsring e.V.
Höherweg 287
40231 Düsseldorf

Noch schneller geht es online unter: www.dbw-online.de

Ich zahle / Wir zahlen per Ermächtigung zur Lastschrift:

Das alles für nur 10,00 Euro (inkl. MwSt.) bei
einer Laufzeit von 12 Monaten. Anmelden
 können Sie sich für den OnlineService unter
www.dbw-online.de/onlineservice.

Rechtsvorschriften in Bund und
Ländern

Kommentierung

Praktische Tipps

des öffentlichen Dienstes
3. Auflage

Nebentätig
keitsrecht

. . .seit mehr als 50 Jahren

130 Stichworte zu 

Altersversorgung und Arbeitszeit

Beruf und Karriere

Mutterschaft und Elternzeit

Sexuelle Belästigung und Mobbing

Frauen
Sache

. . . seit mehr als 50 Jahren

im öffentlichen Dienst
2. Auflage

. . .seit mehr als 50 Jahren

Gesundheit
von A – Z

Beauty – Erholung – Vorsorge – Zähne

Indikationen

Beauty und Wellness

Gesundheitsvorsorge

Gesunde Zähne

1. Auflage

� JA, ich möchte ab sofort am OnlineService teilnehmen.

Name, Vorname

Firma

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Konto-Nummer BLZ Bank

Unterschrift

Unser Angebot – Ihr Vorteil
Das Informationsangebot des DBW– 

A
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ge
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Mit Rheinland-Pfalz hat ein weiteres Bun -
desland die Dienstrechtsreform in Angriff
genommen. Noch ist es ein Eckpunkte pa -
pier, ein Gesetzentwurf soll in den nächs -

ten Wochen folgen. Der DGB-Bezirk wird zu den
Plänen der Landesregierung Stellung nehmen.

Geplant ist eine einheitliche Laufbahn, unterteilt in
meh rere Fachrichtungen. Die Einteilung in einfachen,
mittleren, gehobenen und höheren Dienst soll entfallen,
die berufliche Entwicklung nach Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung in den Ämtern der Besol dungs -
gruppen A und B verlaufen. Die Verknüpfung des Lauf -
bahn rechts mit dem Besoldungsrecht soll durch die Fest -
setzung von vier Einstiegsämtern erfolgen, die nach Vor-
und Ausbildung differenziert werden. Anstelle der bishe-
rigen Aufstiegsverfahren soll es zwei Qualifizierungs for -
men geben: Einmal der Erwerb der für das maßgebende
Eingangsamt erforderlichen Qualifikation, d. h. für die Be -
förderungsämter A 7 und A 10 muss eine durch Ausbil -
dungs- und Prüfungsordnung eingerichtete Ausbildung
erfolgreich abgeschlossen werden; zum anderen die Fort -
bildungsqualifizierung entsprechend dem Grundsatz des
lebenslangen Lernens.

Mehr Übersicht im Laufbahnrecht
Die Fachlaufbahnen sollen gebündelt und auf sechs

be grenzt werden: Verwaltung und Finanzen, Bildung und
Wis senschaft, Justiz, Sicherheit und Polizei, Gesundheit,
Na tur wissenschaft und Tech -
nik. In die letzte sollen Feu er -
wehr und agrar- und um welt -
bezogene Diens te in te griert
werden.

Der Landespersonal aus -
schuss soll eine neue Auf  ga -
be übernehmen und Qualifzie rungs maß nah men zer ti fi -
zie ren. Als ressortübergreifendes Kom petenz zentrum für
Perso nalentwicklung soll er bei Qualifizierungskonzepten
für die Beam tinnen und Be am ten mitwirken und beraten.

Das „Leistungsprinzip“ soll gestärkt werden
Für Lehrerinnen und Lehrer im gehobenen Dienst sollen

zusätzliche funktionslose Beförderungsämter ge schaf fen
werden. Auf Grundlage der Bestenauslese könnten dann
Grund-, Haupt- und Realschullehrer/innen Einkommens -
verbesserungen durch eine Beförderung erzielen, ohne dass
zusätzlich ein Funktionsamt übernommen werden muss.

Sie könnten ein Beförderungsamt der Besoldungsgruppe
A 12 plus Zulage bzw. A 13 plus Zulage erhalten.

Wegen der Gleichbehandlung und „zur Stärkung des
Leistungsprinzips“ ist vorgesehen, Förder schul leh rer/ in nen
Beförderungsmöglichkeiten von A 13 nach A 13 plus Zu -
la ge, Rek tor/ innen als Leiter/innen eines Studienseminars
GHS von A 14 nach A 14 plus Zulage und Fachleh rer/in nen
von A 11 nach A 11 plus Zulage zu eröffnen. Die Beför de -
rungs quo te soll jeweils zehn Prozent betragen. Die Inves -
titionen für die Einführung solch funktionsloser Beför de -
rungsämter schätzt das Land auf rund 5,8 Millionen Euro
pro Jahr, einschließlich der Versorgung. Weitere 6,2 Mil -
lio nen Euro kämen für die Anhebung der Schul leitungs -
ämter hinzu.

Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit
 sollen gesteigert werden

Um die Attraktivität für Seiten- und Querein stei ger/
 -innen zu steigern und gleichzeitig die Wettbewerbs fä -
hig  keit gegenüber anderen Ländern zu stärken, soll die
Ver  beamtungsaltersgrenze auf grundsätzlich 45 Jahre
angehoben werden.

Zur Stärkung des Wissenschaftsstandortes soll das
Grund gehalt der W-Besoldung angehoben werden, und
zwar um rund 1,8 Millionen Euro im Jahr.

Die unteren Besoldungsgruppen sollen aufgewertet
werden. Beamtinnen und Beamte in A 2 werden in das Ein -
gangsamt A 3 überführt, A 2 soll entfallen. Das End -
grundgehalt in den Besoldungsgruppen A 3 bis A 6 soll
um bis zu 150 Euro im Monat erhöht werden.

Im Vergleich zu anderen Ländern verzichtet Rheinland-
Pfalz in dem Eckpunktepapier auf eine Anhebung der Al -
tersgrenze, wie dies beispielsweise Bayern plant. Und ähn -
lich wie in Bremen fehlen Aussagen zur Mitbestimmung. 
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„Freibrief für Entwertung
der Mitbestimmung“

ver.di und Arbeitnehmervertreter in
der CDU lehnen die geplante Änderung
des Landespersonalvertretungsgesetzes
(LPVG) in Baden-Württemberg ab. „Die
Mitbestimmung im öffentlichen Dienst
muss verbessert werden, nicht ver-
schlechtert“, forderte der Vorsitzende
der CDU-Arbeitnehmervereinigung CDA,
Dr. Christian Bäumler, auf einer Perso -
nal rätetagung. Rund 50 Personal rätin nen
und -räte aus Hochschulen und For -
schungseinrichtungen sprachen sich in
einer von Bäumler unterstützten Re so -
lution gegen die „kleine Reform“ des
LPVG aus. Die Landesregierung plant
da mit u. a., dass die Arbeitgeberseite
Be schlüsse einer Einigungsstelle aus nicht
näher definierten „Gründen des Allge -
meinwohls“ aufheben kann. „Das ist ein
Freibrief für die völlige Entwer tung der
Mitbestimmung im öffentlichen Dienst“,
kritisiert ver.di-Landesfach be reichs leite rin
Waltraud Al-Karghuli. Per sonalräte sollen
bei der Einführung grund legend neuer Ar -
beitsmethoden nur noch eingeschränkt
mitreden dürfen. Damit missachtet die
Landesregierung ver.di zufolge wesentli-
che Grundsätze einer Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr
1995, auf die sie sich andererseits berufe,
wenn sie die Notwendigkeit einer Reform
reklamiere. Innerdienstliche Angelegen -
heiten unterliegen demzufolge der vol-
len Mitbestimmung. 

DGB warnt vor Wettbewerb
um staatliche Aufgaben

Der DGB wirft den bayerischen Wirt -
schaftsverbänden vor, sozialstaatliche
Struk turen einem ungehinderten Wett be -
werb opfern zu wollen. Die Verei ni gung
der Bayerischen Wirtschaft (vbw) habe
nichts aus der Finanz- und Wirt schafts -
krise gelernt, kritisiert der DGB in einer
Re aktion auf deren Vier-Jahres-Pro gramm
für Deutschland. Die geforderte wirtschaft -
liche Freiheit und ungehinderter Wett be -
werb ließen sich nur durchset zen, „wenn
man bisherige (sozial-) staat liche Struk -
turen schleift“. Dabei sei die Forderung

nach einem schlanken Staat schon des-
halb Unsinn, weil der Staat kei neswegs
„fett“ sei. Im Gegenteil: Schon jetzt fehle
das Geld für notwendige In vestitionen,
z. B. in Bildung oder Um welt sanierung.
Im Kon zept der vbw gehe es darum, al -
les dem Markt zu unterwerfen und Ren -
dite zu er zielen und nicht um eine gute,
möglichst kostengünstige Daseinsvor -
sor ge für alle. 

Beamte fordern höhere
Einkommen 

Rund 150 Beamtinnen und Beamte
haben mit einer Aktion den Tarifver hand -
lungen für den öffentlichen Dienst Ber -
lins Nachdruck verliehen. Bei einer „ak -
tiven Suppenpause“ vor dem Verhand -
lungsort in der Senatsverwaltung für In -
neres erinnerten sie an ihre Einkom mens -
situation. Seit 2004 wurde die Be sol dung
nicht erhöht. Das Land zahlt ihnen auch

nicht den 2008 für die Tarif beschäf tig ten
vereinbarten monatlichen Sockelbetrag
von 65 Euro. Da Berlin 2003 aus dem
Arbeitgeberverband austrat, wurden die
für andere Länder inzwischen vereinbar-
ten Einkommenserhöhungen nicht über-
nommen. ver.di zufolge haben die Ber li -
ner Beschäftigten Einbußen von 5,9 Pro -
zent im Vergleich zu den Beschäftigten
in den anderen Ländern. In den Tarif ver -
handlungen bot der Senat bisher eine Ein -
kommenserhöhung von 1,2 Prozent ab
2011 an, die jedoch durch Arbeits zeit er -
höhung der West-Beschäftigten von 38,5
auf 40 Stunden pro Woche kompensiert
werden soll. „Das ist eine Minusrunde“,
sagte Uwe Januszewski, Vorsitzender
des ver.di-Landesbeamtenschusses, „wir
brauchen eine Besoldungserhöhung ab

2010“. Vor diesem Hintergrund sorgt die
Diätenerhöhung der Berliner Abge ord ne -
ten für großen Unmut. Die Diäten sollen
zum 1. Januar um 9,6 Prozent steigen.  

500 Euro Weihnachtsgeld
Brandenburgs Beamtinnen und Be -

am te bekommen in diesem Jahr 500 Euro
Weihnachtsgeld. Der Betrag wird mit den
Dezemberbezügen ausgezahlt, wie Fi -
nanz minister Helmuth Markov (Die Lin -
ke) mitteilte. Einen Aufstockungsbetrag
werde es nicht geben, da das Land nicht
mehr Steuern einnehme als im Haus halts -
plan veranschlagt. Das Weihnachtsgeld
setzt sich aus einem Grundbetrag und
einem von Steuermehreinnahmen ab -
hän gigen, jährlich vom Finanzminister
festzulegenden Aufstockungsbetrag zu -
sammen, der bis zu 540 Euro betragen
kann. Dieses Son derzah lungs mo dell ha-

 ben die Landes re gie rung und die
Ge werk schaften des öffentli-
chen Dienstes 2007 vereinbart.
Das Sonder zahlungs ge setz läuft
in diesem Jahr aus. Die GdP for-
dert Anschluss re ge lun gen mit
einem deutlich hö heren Son der -
zahlungsbetrag als 500 Eu ro. Die
Zahlung soll in den mo  nat lichen
Besol dungs grund be trag einge-
rechnet werden. Mar kov zeigte
sich bereit, über eine Fort füh -
rung des Modells zu reden. 

Feuerwehr bekommt
Mehrarbeit bezahlt

Bremer Feuerwehrbeamtinnen und 
-be amte erhalten für geleistete Mehrar -
beit einen finanziellen Ausgleich. Das
teilt ver.di nach Verhandlungen mit In -
nen senator Ulrich Mäurer (SPD) mit. Der
Senat hat das Verhandlungsergebnis, das
in einer Dienstvereinbarung fixiert wor-
den ist, beschlossen. Überstunden, die in
der Zeit vom 1. August 2005 bis zum 31.
März 2007 geleistet wurden, werden
pauschal mit 4.300 Euro vergütet. Der
Betrag wird in drei Teilbeträgen ausbe-
zahlt. Das soll jetzt in einer Verein ba rung
für jede einzelne Beamtin und jeden Be -
amten festgeschrieben werden. 

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Bremen

Brandenburg

„Aktive Suppenpause“ vor dem Dienstsitz von Innen sena tor
Erhart Körting (SPD). Foto: Dieter Korte



Senat verordnet Milliarden-
Sparprogramm

ver.di fordert eine Umkehr in der Spar -
politik des Hamburger Senats. Die Las ten
der Einsparungen träfen einseitig die Bür -
ger/innen und Beschäftigten, warnt die
Gewerkschaft, das soziale Miteinander
sei gefährdet. Seit 1994 jage ein Ein -
spar programm das andere, die Zahl der
Beschäftigten sei seither von 120.000
auf 65.000 zurückgegangen. Laut Sieg -
linde Frieß, zuständig für den Fachbe reich
Bund, Länder und Gemeinden, sind die
Folgen überall zu sehen. „Die Beschäf -
tig ten arbeiten am Rande ihrer Belas -
tungsgrenze, Überstunden, Krankheit und
Überlastungsanzeigen sind die Folge.
Gesetzliche Vorgaben werden nur noch
oberflächlich eingehalten und Fehler
und gerichtliche Klärungen nehmen
zu.“ Soziale Angebote würden reduziert
und Familien und Kindern zu wenig ge -
holfen. Frieß appelliert an den Senat, bei
Prestigeobjekten zu sparen. Der Senat hat
Hamburg ein drastisches Sparpro gramm
auferlegt; bis 2013 will er 1,15 Milliar den
Euro einsparen.

Lehrer streiken für
Altersteilzeit

Für bessere Arbeitsbedingungen
haben  nach Aufruf durch die GEW rund
5.000 Lehrer/innen in Hessen gestreikt.
Ziel der Demonstration am 17. No vem -
ber in Wiesbaden war die Absenkung der
Pflichtstundenerhöhung und die Fortset -
zung der Altersteilzeitregelung. „Bei den
Pflichtstunden liegt Hessen im Vergleich
zu den anderen Ländern mit durchschnitt -
lich 27 Unterrichtsstunden auf einem 
,Spit zenplatz‘“, erläuterte der GEW-Lan -
desvorsitzende Jochen Nagel. Die Ab -
sen kung der wöchentlichen Arbeitszeit
von 42 Stunden für Beamtinnen und Be -
amte sei überfällig und nach dem Tarif -
abschluss im öffentlichen Dienst auch
eine Frage der Gerechtigkeit  Die Alters -
teilzeitregelung, die Beamtinnen und Be -
amten einen schrittweisen Ausstieg aus
dem Berufsleben ermöglicht und Ende
des Jahres ausläuft, soll fortgesetzt wer-

den. Von der Landesregierung fordert Na -
gel nun nachdrücklich Maßnahmen zur
Verbesserung der Arbeitsbe dingun gen
an den Schulen. Kultusministerin Do ro -
thea Henzler (FDP) drohte den Strei ken -
den mit Gehaltseinbußen für die nicht
geleistete Arbeitszeit. 

Land forscht weiter nach
Stasi-Vergangenheit

Mecklenburg-Vorpommern wird Be -
wer ber/innen für herausragende Beam -
tenfunktionen weiterhin auf eine mögli-
che Stasi-Vergangenheit überprüfen. Das
stellte Innenminister Lorenz Caffier (CDU)
klar. Nach dem neuen Stasi-Unter lagen -
gesetz von 2007 sei eine Regelüber prü -
fung aller Beamtinnen und Beamten je -
doch nicht mehr möglich, erläuterte er.
„Überprüfungen gehen nur noch für
einen bestimmten Personenkreis, und das
behalten wir auch bei.“ Der Bundestag
hat mit dem Beamtenstatusgesetz, das
seit 1. April gilt, für die Landesbe amtin -
nen und -beamten die Voraussetzungen
für die Berufung ins Beamtenverhältnis
geregelt. Als Eignungsvoraussetzung ist
u. a. das Eintreten für die freiheitlich de -
mo kratische Grundordnung genannt.
Eine frühere Tätigkeit für das Minis te -
rium für Staatssicherheit der DDR kann
Caffier zufolge ein Beleg dafür sein, dass
ein Bewerber nicht die Gewähr hierfür
bietet, weil er als Stasi-Mitarbeiter mög-
licherweise Menschenrechte verletzt hat.
Im Entwurf zum neuen Landesbe am ten -
gesetz sei die bisherige Regelung zur
Stasi-Überprüfung nicht mehr erforder-
lich, weil die Länder hier keine Gesetz -
ge bungskompetenz mehr haben. 

CDU macht keine Hoffnung
auf Sonderzahlung

Verhandlungsrechte für Beamtinnen
und Beamte und die Wiedereinführung
der Sonderzahlung haben Vertre ter/ in nen
von ver.di in einem Gespräch mit der
niedersächsischen CDU-Landtagsfrak -
tion gefordert. Zumindest ein „Signal“
und einen ersten Schritt zum Wieder ein -
stieg in die Sonderzahlung wollten die
Gewerkschafter/innen erreichen. Viele
Be amtinnen und Beamte arbeiteten im
mittleren Dienst und würden seit Jahren
nicht angemessen entlohnt, argumen-
tierten sie, die finanzielle Krise mancher
Familie dürfe nicht länger übersehen
werden. Der haushaltspolitische Spre cher
der CDU, Reinhold Hilbers, verbreitete
jedoch keine Hoffnung: Die finanziellen
Spielräume für Sonderzahlungen seien

nicht vorhanden, sagte er. Das Land hat te
die Sonderzahlung 2005 gestrichen. Er -
neut in der Diskussion war auch das The -
ma „Verhandeln statt verordnen“. Die
Gewerkschafter/innen übergaben Infor -
mationsmaterial für den Innenaus schuss,
damit bald ernsthaft über die Um set zung
von Verhandlungs- und Koalitions rech -
ten für Beamtinnen und Beamte gespro-
chen werden könne.  

DGB: Dienstrechtsreform
muss in Gang kommen

Der DGB und seine Mitglieds gewerk -
schaften dringen auf eine Moderni sie rung
des Dienstrechts in Nordrhein-West fa len.
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Hessen

Niedersachsen

Foto: Barbara Dietz-Becker

ver.di-Beamte im Dialog mit Vertreter/innen des CDU-Fraktions vor -
stands (v.l.n.r.: Heinz Lüneberg, Heike Döpke, Hans-Jürgen Weirich,
Reinhold Hilbers (MdL), Bernward Beschorner, Swantje Hartmann
(MdL) und André Wiese (MdL)). Foto: Bernward Beschorner

Nordrhein-Westfalen



Das sei dringend geboten, um den öffent -
lichen Dienst als Arbeitgeber at traktiv zu
machen. „Zurzeit gibt es zu viele Hin -
weise, dass junge Menschen vor einer
Beamtenlaufbahn zurückschrecken“,
stellte der DGB-Bezirksvorsitzende Gunt -
ram Schneider fest. „Die Bezahlung ist
schlecht, es gibt zu viele Aufgaben in
einem veralteten Arbeitzeitregime und
die Aufstiegsmöglichkeiten kann man nur
als bescheiden bezeichnen. Wenn das so
weitergeht, wird der öffentliche Dienst
personell ausbluten“, prophezeite er. 

Die Gewerkschaften wollen mit einem
moderneren Dienstrecht bessere Rah -
men  bedingungen schaffen. Die Landes -
regierung solle endlich das zugesagte
Beteiligungsverfahren für die anstehen-
de Dienstrechtsreform in Gang setzen
und sich mit den Gewerkschaften über
die Weiterentwicklung des Dienstrechts
verständigen. 

Beteiligungsrechte bleiben
hinter Erwartungen zurück

Enttäuscht zeigt sich der DGB Rhein -
land-Pfalz vom Entwurf für ein neues Lan -
despersonalvertretungsgesetz (LPersVG).
Der Entwurf schöpfe die Möglichkeit, die
Beteiligungsrechte der Personal vertre tung
auszuweiten, nicht voll aus. Darüber hin -
aus versuche die Landesregierung in eini -
gen Bereichen erneut, bisher günstigere
Regelungen einzuschränken. Im Mittel -
punkt steht die Forderung, Einschrän kun -
gen der Mitbestimmung durch die No -
vel lierung des LPersVG im Jahr 2000
wieder aufzuheben. Die Eingriffe des
Ge setzgebers gingen nach Ansicht des
DGB weit über die Auflagen des Ver fas -

sungsgerichts hinaus und schufen einen
„mitbestimmungsfreien Raum“. 

Ärger um Stellenabbau
zugunsten von Ministerien

ver.di hält den Abbau weiterer Stel len
in der saarländischen Landesverwaltung
nicht für ausgeschlossen. Die Gewerk -
schaft vermutet, dass 72 Arbeitsplätze bei
Polizei und Finanzämtern eingespart wer -
den sollen, um Stellen in den neuen Mi -
nis terien gegenzufinanzieren. In der CDU-
Landtagsfraktion wurde das de men tiert.
ver.di-Landesbezirksleiter Alfred Staudt
spricht von einem politischen Skandal. Er
erwartet von den Abgeordneten der neu -
en Koalition aus CDU, FDP und Grünen,
dass sie dem Allgemeinwohl Vorrang ge -
ben gegenüber „politischem Posten ge -
schacher“. Die von Ministerpräsident
Pe ter Müller (CDU) in seiner Regie rungs -
erklärung ankündigte restriktive Haus -
haltspolitik hatte Staudt schon vermuten
lassen, dass damit weiterer Personal ab -
bau droht. 

Beim Thema Tariftreuegesetz sieht
Staudt eine langsame Abkehr von Wahl -
ver spre chen. Er erinnerte daran, dass ein
solches Gesetz laut Koalitions vertrag zu -
mindest für den Öffentlichen Perso nen -
nah ver kehr umgesetzt wird. ver.di will so
Lohndump  ing bei der Vergabe öffentlicher
Aufträ ge verhindern. 

DGB: Koalition setzt Vertrag
nicht um

Der DGB Sachsen wirft der Landes re -
gierung vor, Personal von unten nach
oben umzuverteilen. „Die schwarz-gel -
be Koalition hat sich einen zusätzlichen
Landtags-Vizepräsidenten genehmigt,
einige Ministerien planen mit zwei Staats -
sekretären“, stellt die stellvertretende
Bezirksvorsitzende Iris Kloppich fest. Neu -
erdings wolle der Justizminister für die
Sicherheitskontrollen an den Gerichten
auch Polizistinnen und Polizisten einset-
zen. Die Polizeibeamtinnen und -beamten
würden dann anderswo fehlen, warnt
Kloppich. Zusätzliche Aufgaben seien
mit dem vorhandenen Personal nicht zu
bewältigen. Laut Ankündigung des Mi -
nisterpräsidenten sollen im öffentlichen

Dienst weitere Stellen abgebaut werden:
Im Jahr 2020 soll er nur noch 70.000 Be -
schäftigte zählen – ein Abbau von 18.000
Stellen. Noch ist unklar, wie und in wel-
chen Bereichen Arbeitsplätze gestrichen
werden. Der DGB fordert statt eines „Per -
sonalabbaus nach Rasenmäher me tho de“
die Umsetzung der im Koalitionsvertrag
von CDU und FDP vereinbarten Schritte.
Darin sei eine Aufgabenanalyse und Auf -
gabenbeschreibung vorgesehen. 

GdP: Leistung zahlt sich nicht
aus

Im Entwurf für ein neues Besol dungs -
gesetz in Sachsen-Anhalt sind nach Auf -
fassung der GdP Leistungsgesichts punk te
zu wenig berücksichtigt. Mit dem ange-
kündigten Ziel, das Leistungsprinzip zu
stärken, habe der Entwurf wenig zu tun,
kritisiert die GdP in einer Stellungnah me.
Die Landesregierung will das Leistungs -
prinzip stärken, indem der Aufstieg in den
Besoldungsstufen künftig nicht mehr
nach Lebensalter erfolgen soll. Maßstab
soll die geleistete Dienstzeit sein. Der
Pa ragraf „Prämien und Zulagen für er -
brach te Leistungen“ kann nach Auf fas -
sung der GdP gestrichen werden. Die
Lan desre gie rung habe seit 1997 die
Mög lichkeit, leis tungsorientierte Bezahl -
ele mente in der Be soldung einzuführen.
Offensichtlich mache sie davon jedoch
keinen Ge brauch, da ihr bewusst sei, dass
dies nicht durchführbar sei.

Landesregierung streicht
Stellen

Schleswig-Holstein wird bis zum Jahr
2020 zehn Prozent der Personalstellen
ab bauen. Das hat Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen (CDU) in seiner Regie -
rungserklärung angekündigt. Der Abbau
soll ohne betriebsbedingte Kündigun gen
erfolgen, da rund 20.000 Mitarbei ter/ in -
nen in den Ruhestand versetzt werden.
Jeder Vierte wird laut Carstensen keinen
Nachfolger bekommen. Ein zentrales Per -
sonalmanagement beim Finanzminis te -
rium werde den Abbau koordinieren, der
280 Millionen Euro einsparen soll. Gleich -
zeitig will Carstensen Aufgaben reduzie-
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Schleswig-Holstein

Sachsen

Saarland

Sachsen-Anhalt

Rheinland-Pfalz

Großes Interesse am Thema „Föderalismusreform, Dienstrecht
und Zu kunft des öffentlichen Dienstes in NRW“. Die Personal -
räte kon fe renz des DGB NRW diskutierte am 9. November in
Düsseldorf. Foto: Wilbert Gregor



ren. Wer neue Aufgaben wolle, müsse
künftig sagen, welche dafür gestrichen
werden sollen. Carstensen zufolge nimmt
das Land bis 2012 vier Milliarden Euro
we niger Steuern ein. Ziel des Minister -
prä sidenten ist ein Haushalt ohne neue
Schulden ab 2020. 

Ärztliche Betreuung für
Lehrer fehlt

Lehrer/innen müssen zum Schutz der
eigenen Gesundheit immer wieder selbst
aktiv werden. Darauf haben Fachre fe ren -

tinnen und -referenten beim 3. Gesund -
heitstag für pädagogische Berufsfelder
der GEW Thüringen hingewiesen. Insbe -
sondere die Personalräte müssten im mer
wieder auf Probleme bei der Gesund heits -
förderung und die Rechte der Beschäf -
tig ten aufmerksam machen. Gemäß Ar -
beitsschutzgesetz muss Lehrkräften be -
triebsärztliche Betreuung und Beratung
angeboten werden. Dies erfolge jedoch
in den Ländern äußerst unterschiedlich
und wenig effektiv. Eine qualifizierte be -
triebsärztliche Betreuung, die den Beson -
derheiten der Lehrertätigkeit gerecht wer -
de, fehle. Hauptproblem sei die Einord -

nung der psychischen Belastungen und
die damit zusammenhängende Notwen -
digkeit einer Gefährdungsbeurteilung.
Die Mediziner Dr. Reingard Seibt und Dr.
Udo Rehm stellten ein Präventions kon -
zept vor, mit dem berufliche und ge sund -
heitliche Risiken, aber auch Ressourcen,
frühzeitig erkannt werden können. Das
Dresdner Modell ist auf die Arbeitsbe -
din gungen und Erkrankungen von Lehr -
kräften ausgerichtet. Es besteht aus Ge -
fährdungsanalysen und arbeitsmedizi-
nisch-psychologischen Vorsorge unter su -
chungen mit individueller Problem bera -
tung. 
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PORTRÄT

Rund 29.000 Straßenbäume gibt es im Bezirk Span dau
in Berlin und jeder einzelne ist im Grünflächen-Infor ma -
tions system von Erika Pietsch im Naturschutz- und Grün -
flächenamt der Bezirksverwaltung verzeichnet. Außerdem
alle Grünanlagen, Parks, Spiel- und Sportplätze, Schul höfe,
das so genannte „Verkehrsgrün“ und das „Begleitgrün“
an öffentlichen Gebäuden. Pietsch weiß, wo Bänke ste-
hen und an welchen Stellen Papierkörbe aufgestellt sind.
Die Informationen erhält sie von den Kolleginnen und
Kol legen aus der Grundstücksverwaltung, der Bauleitung
oder aus den Revieren, die Zugang zu den Flächen und
Détailkenntnisse aus den Bestandsplänen haben. Größe,
Eigentumsverhältnisse und Pflege- oder Baumpaten schaf -
ten sind im Katastersystem verzeichnet, wo den Flächen
eine Nummer zugeordnet wird. Hierüber oder über andere
Suchkriterien findet die Gartenbau-Ingenieurin – wenn der
Datentransfer reibungslos funktioniert – in ihrer Daten bank
alle Einzelheiten. Die Flächen sind durch Luftbildaufnah men
kartiert. An den Farben erkennt sie, ob es sich um Rasen -
flächen, Beetanlagen oder Gewässer handelt und welcher
Pflegestufe die Flächen zugeordnet sind. „Stauden- oder
Sommerblumenbeete sind besonders pflegeintensiv. Die
Uferpromenaden an der Havel mit Rasen flä chen und Bäu -
men kommen dagegen mit weniger Pflege aus“, erläutert
Pietsch. Durch den Kostendruck in den öf fent lichen Kas -

sen gebe es immer we -
ni ger Flä chen der höchs -
 ten Pflegestufe. Flä chen,
die ursprünglich intensiv
angelegt wurden, wer -
den dann zu Wiesen-
oder Rasen flächen, wenn
die intensive Pflege mit
immer weniger Gärt nern

und Gartenarbeitern und immer größer werdenden Flä -
chen pro Arbeitskraft nicht mehr sichergestellt werden
kann. Die Pflege von Sportplätzen und Schul hö fen werde
heute in der Regel ohnehin an private Dienst leiter verge-
ben ebenso die „Papierkorbrunden“.

Das Grünflächen-Informationssystem liefert u. a. die
In formationen für die berlinweite Grünanlagenstatistik der
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, aber Pietsch be -
ant wortet auch die Anfragen des Stadtrats und geht Be -
schwerden der Bürgerinnen und Bürger nach. Nicht allen
Wünschen kann entsprochen werden: „Wir konnten un -
möglich so viele Hundetüten-Stationen aufstellen, wie es
der einmal von einem Anwohner akribisch berechnete
Hun detüten-Bedarf erfordert hätte“, erinnert sich Pietsch
schmunzelnd an das gewissenhaft begründete Anliegen
eines Spandauer Bürgers. 

Im Porträt: Erika Pietsch, Gartenbau-Ingenieurin

Das städtische Grün im (Über-)Blick

AUS DEN LÄNDERN

Thüringen
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SERVICE

Seit Bildschirmarbeitsplätze in öffentlichen Verwal tun -
gen gang und gäbe sind, stehen Personalräte vor der
schwie rigen Aufgabe, für das Thema Gesundheitsschutz
bei der Bildschirmarbeit zu sensibilisieren und ihre Mit -
bestimmungsrechte bei der Gestaltung der Bildschirm ar -
beitsplätze auszuüben. Für viele Dienststellen und Be trie be
gibt es tarifvertragliche Regelungen und Dienstverein ba -
rungen.

Mitbestimmungsrechte
Die Mitbestimmung bei der Gestaltung von Bild schirm -

arbeitsplätzen und Bildschirmarbeit richtet sich nach § 75
Abs. 3 Nr. 16 Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG)
bzw. den entsprechenden Bestimmungen in den Lan des -
personalvertretungsgesetzen (s. Tabelle 1). Die Mitbe -
stim mung bei „Maßnahmen zur Verhütung von Dienst-
und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits schä di -
gungen“ ist in § 75 Abs. 3 Nr. 11 BPersVG bzw. den ent-
sprechenden Landesregelungen verankert (s. Tabelle 2).
Auch wenn Arbeitsabläufe verändert oder grundlegend
neue Arbeitsmethoden eingeführt werden sollen, muss
der Personalrat angehört werden.

Personalräte müssen sich also mit den ergonomischen
Aspekten – Licht, Lärm, Raumausstattung – der Gestal -
tung von Computerarbeitsplätzen auskennen und über
umfassendes Wissen hinsichtlich der Arbeitsmittel – Hard-
und Software – und Arbeitsabläufe – elektronischer Work -

flow, Bearbeitungszeiten – verfügen. Mitbestim mungs -
pflichtig sind alle Maßnahmen, die aufgrund ihrer Aus -
wirkungen auf die Beschäftigten objektiv geeignet sind,
deren Wohlbefinden oder Leistungsfähigkeit zu beeinflus-
sen – und das gilt für bestehende Arbeitsplätze ebenso
wie für neu einzurichtende.

Gefährdungsbeurteilung
Deshalb erstreckt sich die Mitbestimmung auch auf

die Gefährdungsbeurteilung. Während aber das Bun des -
arbeitsgericht nach dem Betriebsverfassungsgesetz be -
reits die Bestandsaufnahme und Analyse potenzieller Ge -
fährdungen für mitbestimmungspflichtig hält, beginnt die
Mitbestimmung bei der Gefährdungsbeurteilung im öf -
fentlichen Dienst nach einem Beschluss des Bundes ver -
waltungsgerichts erst bei den Maßnahmen, die aus der
Gefährdungsanalyse abgeleitet werden. Für Personalräte
gibt es daher nur nach § 81 BPersVG eine beteiligungs-
pflichtige Vorbereitungsphase. Dadurch, dass der Perso -
nalrat die Analysephase informiert und aktiv begleiten
könne, sei eine qualifizierte Vorbereitung zum Ar beits -
schutz möglich, meint das BVerwG. Die aus der Analyse
abzuleitende Maßnahme unterliege dann wiederum sei-
ner Mitbestimmung. 

Kiper, Manuel: Mitbestimmung bei der Bildschirmarbeits -
gestaltung, in: „Der Personalrat“ 9/2008, S. 354ff.
www.baua.de
www.gefaehrdungsbeurteilung.de

Mitbestimmung spezial, Teil I

Bildschirmarbeitsplätze gestalten

Tabelle 1: Übersicht über die landespersonalvertretungs-
gesetzlichen Vorschriften zur Mitbestimmung bei der
Gestaltung von Arbeitsplätzen

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

§ 79 Abs. 3 Nr. 19

Art. 76 Abs. 2 Nr. 3

§ 85 Abs.1 Nr. 12

§ 66 Nr. 16

§ 52 Abs. 1

§ 86 Abs. 1 Nr. 4

§ 74 Abs. 1 Nr. 16

§ 70 Abs. 1 Nr. 9

§ 67 Abs. 1 Nr. 3

§ 72 Abs. 4 Nr. 10

§ 80 Abs.1 Nr. 6

§ 78 Abs. 1 Nr. 11

§ 80 Abs.3 Nr. 15

–

§ 54 Abs. 4 S. 3 Nr. 3

§ 68 Abs. 1 Nr. 2

Tabelle 1: Übersicht über die landespersonalvertretungs-
gesetzlichen Vorschriften zur Mitbestimmung bei Maß -
nahmen zur Verhütung von Gesundheitschädigungen

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

§ 79 Abs.1 Nr.8

Art. 75 Abs. 4 Nr. 8

§ 85 Abs. 1 Nr. 7

§ 66 Nr. 7

§ 63 Abs. 1d

§ 86 Abs. 1 Nr. 15

§ 74 Abs. 1 Nr. 6

§ 69 Nr. 7

§ 66 Abs.1 Nr: 11

§ 72 Abs. 4 Nr.7

§ 80 Abs. 2 Nr. 7

§ 78 Abs. 1 Nr. 8

§ 80 Abs. 3 Nr.11

§ 65 Abs. 1 Nr. 13

§ 54 Abs. 4 S. 3 Nr. 4

§ 74 Abs. 2 Nr. 5

i



Gute Arbeit 
im öffentlichen Dienst
Die beamtenpolitische 
Spitzenorganisation



DAS INTERVIEW

Kekse sind keine durchgängige Erschei -
nung in den Dienstbesprechungen deut-
scher Verwaltungen, hat unlängst der
Staats rat für Finanzen in Bremen Henning

Lühr in seiner Keks-Soziologie „Management by
Biscuits oder Der mit den Kalorien tanzt!“ festge-
stellt. Aber jetzt – in der Vorweihnachtszeit – ha ben
sie Hochkonjunktur. Über diese und andere Beob -
achtungen zur Gebäck-Kultur in deutschen Be hör -
den hat das „Magazin für Beamtinnen und Beam -
te“ mit Henning Lühr gesprochen.

Herr Lühr, freuen Sie sich, wenn die Weih nachts -
zeit näher rückt und die Wahrscheinlichkeit steigt,
dass Dienstbesprechungen „versüßt“ werden?

Natürlich freue ich mich auf Dienstbesprechungen, wo
sehr gutes Gebäck gereicht wird. Nach meiner „Keks stu -
die“ gibt es in der Vorweihnachtszeit mehr als das sieben -
fache Keksaufkommen als in den anderen Monaten. Zimt -
sterne sind meine Lieblingskekse.

Wie lauten die drei wichtigsten Erkenntnisse
Ihrer soziologischen Betrachtungen?

Die kleine Keks-Studie habe ich aus Neugierde, selbst-
ironischer Alltagsbewältigung und etwas innovativem Über -
mut geschrieben. Beiträge, die die soziologische For schung
revolutionieren, waren also nicht zu erwarten.

Meine wichtigsten Erkenntnisse der „kekssoziologi-
schen“ Betrachtungen:
1. Die Keksquote liegt nur bei 35 Prozent.
2. In deutschen Amtsstuben gibt es keine guten Kekse.
3. Viele Büromenschen essen Keks als Ersatzmahlzeit.
Gesündere Ernährung ist angesagt!

Worauf gründen Ihre Einsichten in die Gebäck-
Kultur deutscher Verwaltungen?

Aufgeklärte Bürokraten lernen im Alltag und in Lehr -
ver anstaltungen, Kommunikations- und Führungs kräfte -
schulungen die „Besprechung“ (auch: Dienstbe spre chung,
in den neuen Ländern gelegentlich auch Dienstberatung,
Konferenz, für McKinsey-Geschulte: Meetings) als beson-
deren „Raum“ für Kom munikation kennen. Mir ging es um

ein Phäno men in diesen
Bespre chungen: Wird
Gebäck gereicht? Dazu
habe ich eine Erhe bung
in 357 Dienstbe spre -
chun gen gemacht. Ziel
dabei – natürlich auch
nicht ganz uneigennüt-
zig – eine Reflexion der

eher minimalistisch und karg bestimmten Keks-All tags -
situation in Besprechungen durch eine empirisch fundier-
te Qualitätsdiskussion zumindest einige kleine kulinari-
sche Impulse zu geben.

Die Schwerpunkte: Die „Keksquote“ sollte ermittelt
werden. Das Erkenntnisinteresse war weiterhin darauf
gerichtet, wie häufig in verschiedenen Institutionen Kekse
gereicht werden und ob das Keks-Angebot sich auf Stan -
dardkekssortimente oder Unikate bezog. Die spannends -
te Frage war, wer über die Qualität der Kekse entscheidet
und nach welchen Kriterien die Auswahl erfolgt ist. Ein

weiteres Interesse bestand daran, die so zialen
Verhaltenstypen beim Keks-Essen in Be spre -
chungen zu of fenbaren. Die einzelnen Typen:
Der Schaufelbagger, Gourmet nach Guts her -
renart, Schlingpflanze, Spitzfinger ... .

Herr Lühr, mal angenommen, Sie wä ren
für die Besprechungskultur in Ihrer Behörde ver ant -
wortlich. Was würden Sie ändern und warum?

Die wichtigsten Punkte sind immer: Patentrezepte gibt
es nicht! Gute Vorbereitung, gutes Ambiente, klare Struk -
tur, Dokumentation der Ergebnisse, gute Nachbereitung.
Das sind die „Big Five“ der Kommunikation. Kekse kön-
nen das noch abrunden! 

; 1950 in Winsen/Luhe geboren
; nach Berufsausbildung und Hochschulreife über

den 2. Bildungsweg Studium der Verwaltungs-,
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften

; seit 2003 Staatsrat beim Senator für Finanzen 
in Bremen

; neben Fachveröffentlichungen diverse Satiren 
und Karikaturen zu Politik, Verwaltung und
Managementkonzepten

; Mitglied der Gewerkschaft ver.di

Zur Person
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„In deutschen Amtsstuben 
gibt es keine guten Kekse“



AUS DEN GEWERKSCHAFTEN

„Es ist keine Privatisierung des Eisenbahnbundesamts
angedacht.“ Dies hat Staatssekretär Enak Ferlemann (CDU)
Anfang Dezember in einer Sitzung des Verkehrsaus schus -
ses im Deutschen Bundestag klargestellt, nachdem aus
Reihen des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen
(VDV) und der Liberalen eine solche Forderung laut ge -
wor den war. Der Grund: die Erteilung von Sicherheits be -
scheinigungen.

Wie das „Handelsblatt“ berichtete, sind die im VDV or -
ganisierten Schienenverkehrsbetreiber unzufrieden mit der
Bahnaufsicht durch das Eisenbahnbundesamt (EBA). An -
geblich stünden wegen der langwierigen EBA-Ver fahren
„ganze Flotten auf den Höfen“ und könnten nicht ausge-
liefert werden. Mitarbeiter des Eisenbahn bundes amts wür -
den immer wieder neue Gutachten anfordern. „Sympa thie“
für eine Privatisierung hatte Patrick Döring, Verkehrs ex -
perte der FDP-Bundestagsfraktion, zum Aus druck ge bracht.
Die Koalition plane ohnehin, das Luft fahrt bundesamt in

eine Anstalt des öffentlichen Rechts umzuwandeln. Dies
könne auch für das EBA ein erster Schritt sein.

Der verkehrspolitische Sprecher der SPD-Bundes tags -
fraktion, Uwe Beckmeyer, sprach sich für seine Partei ge -
gen eine Privatisierung aus. Je nach Interessenlage müsse
sich das Amt immer wieder Kritik anhören, zu wenig oder
zu stark zu kontrollieren. Es sei verständlich, wenn ge -
winn orientierte Unternehmen weniger Kontrolle forder-
ten. Dennoch gelte: „Sicherheit ist Sicherheit, egal ob vom
EBA oder vom TÜV bestätigt.“

Sicherheit im Schienenverkehr muss absolute Priorität
haben, erklärten auch GDBA-Vorstand Helmut Heutz und
TRANSNET-Vorstand Martin Burkert. Sie lehnen eine Pri -
va  tisierung des Eisenbahnbundesamtes ab und fordern
stattdessen, die Kompetenzen des EBA auszuweiten und
zu stärken. Das Amt müsse wei terhin seinen Kon troll -
pflichten im Inter esse der Kun den nachkommen, brau che
dazu aber auch die nötige Per sonalausstattung.

Keine Privatisierung der Bahnaufsicht
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VERMISCHTES

Zahlen, Daten, Fakten

Übersicht im
Vorschriftendschungel

Nach der Föderalismusreform heißt
es, den Überblick zu behalten. Bund und
Länder passen ihr Dienstrecht an, jeder
für sich. Allein die Änderungen im Bund
bedürfen der Darstellung und leitender
Hinweise, damit sich Praktiker zurecht-
finden können. Genau das ist das Anlie -
gen eines Praxishandbuchs aus der Fe der
der Unterabteilungsleiterin für das Dienst -
recht des Bundes im Bundesministerium
des Innern Cornelia Peters, des ver.di-Bun -
desbeamtensekretärs Klaus Weber und
des Rechtsanwalts Dirk Len ders. Sie neh -
men sich der Dienstrechts re form im Bund,
den Änderungen durch das „Dienst rechts -
neuordnungsgesetz“ von 2008 an.

Das Bundesbeamtengesetz, das Bun -
desbesoldungsgesetz, das Beamten- so -
wie das Soldatenversorgungsgesetz sind
im Volltext abgedruckt. Eine kurze Ein -

füh rung unterrichtet über Hintergründe
und Aufbau der geänderten Gesetze ins-
gesamt, Änderungen der einzelnen Vor -
schriften werden übersichtlich vor dem
jeweiligen Wortlaut dargestellt. Auf die
einzelnen Vorschriften folgen kurze Kom -
mentierungen, die die wesentlichen In -
halte erläutern, begründen und auf wei-
tere relevante Rechtsvorschriften bzw.
gerichtliche Entscheidungen verweisen.
Randziffern erleichtern die Orientierung.

„Das neue Dienstrecht des Bundes“
ist eine gute Hilfe für alle, die in ihrer
täg lichen Arbeit mit den neuen Rechts -
vorschriften umgehen müssen. Für Per -
so nalvertretungen ist es ebenso geeignet
wie für Dienstvorgesetzte, Personal ab -
teilungen und Beamtinnen und Be am te,
die wissen wollen, was ihre Rechte und
Pflichten sind. Trotz des stolzen Umfangs
von 730 Seiten bleibt das Werk handlich
und eignet sich auch für unterwegs. Wer
alle Gesetze und Verordnungen braucht,
kann das Praxishandbuch durch das 

gleichfalls durch ver.di herausgegebene
„Handbuch zum Beamtenrecht des Bun -
des 2009“ ergänzen. Dort finden sich zu -
sätzlich u. a. die Bundeslaufbahn- und die
Bundesbeihilfeverordnung und wichtige
Vorschriften für die Post- und Telekom -
be reiche. 

Dirk Lenders, Cornelia Peters, 
Klaus Weber: Das neue Dienstrecht
des Bundes. Handbuch für die Praxis,
Köln 2009, ISBN: 978-3-472-07287-4
39,- Euro

Buchtipp

Versorgungszugänge von Lehrerinnen und Lehrern 1993 und 2008

Immer mehr Lehrkräfte er -
reichen die gesetzlichen Alters -
grenzen. Ihr Anteil lag 2008 bei
77,5 Prozent gegenüber 45,7
Prozent 1993. Der Anteil der
Lehrerinnen und Lehrer, die mit
Vollendung des 65. Lebens jah -
res (Regelaltersgrenze) pensio-
niert wurden, ist bis 2008 auf
rund 40 Prozent gestiegen, das
sind 5 Prozent mehr als noch
2006. 1993 lag der Anteil bei
nur 6,6 Prozent. Versorgungs -
abschläge und die Möglichkeit,
durch Altersteilzeit frühzeitig 

aus dem aktiven Dienst auszuscheiden, dürften zu dem An stieg beigetragen haben. Von der Möglichkeit, mit 63 Jahren
in den Ruhestand einzutreten (Antragsaltersgrenze) machten 2006 nur 29 Prozent der Lehrerinnen und Lehrer Gebrauch
(1993: 35,6 Prozent). Der Anteil der Lehrkräfte, die mit Vollendung des 60. Lebensjahres wegen Schwerbehinderung in
den Ruhestand eingetreten sind, hat sich gegenüber 1993 fast verdreifacht (2008: 9 Prozent). Der Anteil der wegen
Dienstunfähigkeit pensionierten Lehrkräfte ist weiter gesunken auf nunmehr 22 Prozent. Das ist der niedrigste Stand seit
Beginn der statistischen Erfassung im Jahr 1993.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6.1, eigene Berechnungen
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Ein Unternehmen der AXA Gruppe

Sie geben alles. Wir geben alles für Sie.

Mit BOXplus, dem 
Rundum-Schutz für 
Sie und Ihr Zuhause.

Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

BOXplus
  Maßgeschneiderter Rundum-Schutz für Sie und Ihr Zuhause

  Haftpflicht, Hausrat, Glas, Wohngebäude und Unfall

  Flexibel und frei kombinierbar

Als Spezialversicherer exklusiv für den Öffentlichen Dienst geben wir alles 
für Sie – und entwickeln Produkte, die speziell auf Ihre Bedürfnisse abge-
stimmt sind. So wie BOXplus. Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen 
Betreuer in Ihrer Nähe beraten.
Mehr Informationen: www.DBV.de oder Telefon 0 180 3 - 00 57 57*.

* 9 Ct. je angefangene Minute (Deutsche Telekom AG), ggf. abw. Mobilfunktarif



Private Krankenversicherung für Beamte

Mehr Leistung. Mehr Sicherheit.

Weniger Kosten.

Bei uns ist der öffentliche Dienst zu Hause. 

Die HUK-COBURG ist ein starker Partner, auch wenn es

um Ihre Gesundheit geht: 

Mehr Leistung beim Arzt, Zahnarzt,   im Krankenhaus 

Günstige Beiträge für Beamte und Beamtenanwärter

Geld zurück: attraktive Beitragsrückerstattungen

Zufriedene Kunden: Testsieger in der Kunden zufrieden -

heitsstudie der unabhängigen Unter nehmens beratung

MSR Consulting.

Lassen Sie sich gut beraten: 

Adressen und Telefonnummern Ihrer Ansprechpartner 

finden Sie im örtlichen Telefonbuch oder unter

www.HUK.de. 

Der schnelle Rat: Telefon 09561 96-98221

Telefax 09561 96-6990


